
zu erkennen. Die wirksame Bekämpfung der Krimina­
lität erfordert eine staatliche und gesellschaftliche Re­
aktion, die die Besonderheiten des Falles berücksich­
tigt und an sie anknüpft. Zutreffend hat S z e w c z y k  
ausgeführt: „Jeden Straffälligen mit der gleichen 
Methode erziehen, wäre das gleiche, als wenn der Arzt 
bei jeder Krankheit die gleiche Medizin verordnen 
wollte“2.
Das vorgenannte Beispiel wirft die Frage auf, ob es 
dem Zweck der Erziehung des Jugendlichen abträglich 
ist, wenn in der Hauptverhandlung in seiner Gegen­
wart Fragen der Methoden seiner künftigen Erziehung 
beraten werden. Wir sind der Auffassung, daß dies hier 
der Fall wäre. Andererseits wird es notwendig sein, 
diese Fragen in der Hauptverhandlung zu erörtern, 
Weil der Sachverständige seiner Einschätzung auch das 
Ergebnis der Hauptverhandlung zugrunde legen soll 
und weil zumindest die Eltern des Jugendlichen und 
ein Vertreter des Referats Jugendhilfe sich dazu äußern 
und Vorschläge unterbreiten sollten. In solchen Fällen 
ist zu erwägen, den Angeklagten gern. § 43 Abs. I JGG 
für die Dauer dieser Erörterungen von der Verhand­
lung auszuschließen.
In einer anderen Jugendstrafsache wegen eines Sittlich- 
keitsdelikls kam der Gutachter (Psychologe) zu folgen­
den Erziehungsvorschlägen:
— Die Art der Verfehlung und die psychische Lage des 

Jugendlichen erfordern verständnisvolle Erziehungs­
gespräche mit dem Jugendlichen durch einen er­
fahrenen Pädagogen über die Steuerung sexueller 
Bedürfnisse gemäß den gesellschaftlichen Moral­
normen;

— Beratung mit eien Eltern des Jugendlichen und den 
Lehrern der Berufsschule über den Weg seiner Bil- 
dungserweiterung. Unter Berücksichtigung der 
mangelhaften erzieherischen Fähigkeiten der Eltern 
muß ihnen konkrete Erziehungshilfe, eventuell durch 
einen Erziehungsberater, gegeben werden;

— Aussprache mit dem Arbeitskollektiv über den Wert 
einer gesunden sittlichen Atmosphäre im Umgang 
mit Jugendlichen und Vermeidung von Umgangs­
formen, die mangelhafte Achtung gegenüber den 
Frauen und Mädchen zum Ausdruck bringen.

Hier hat der Gutachter auf konkrete Möglichkeiten 
hingewiesen, wie bei sittlichen Verfehlungen Jugend­
licher unter genau bestimmter Erziehungsrichtung im 
Falle des Ausspruchs von gerichtlichen Erziehungsmaß­
nahmen oder einer bedingten Verurteilung die Bindung 
des Jugendlichen an seinen Arbeitsplatz oder seine 
Lehrstelle inhaltlich ausgestaltet werden kann. In dieser 
Richtung könnten auch Bürgschaftsverpflichtungen der 
Kollektive der Werktätigen übernommen werden, wo­
bei die Hauptverhandlung, möglicherweise über die 
bisherigen Vorstellungen des Kollektivs hinaus, Schluß­
folgerungen und Impulse für die gesellschaftlichen 
Kräfte, die die Erziehung übernommen haben, ver­
mitteln muß.
Die Gerichte müssen bei der Einbeziehung gesellschaft­
licher Kräfte vor allem beachten, daß Sexualdelikte 
fast ausschließlich außerhalb der Arbeits- oder Schul­
zeit begangen werden. Es werden bei weitem noch 
nicht alle Gruppen festgestellt, die einen unmittelbaren 
Einfluß auf den jungen Menschen ausüben, um die Be­
dingungen seines Straffälligwerdens vollständig er­
fassen und beseitigen zu können.
Das Kreisgericht Potsdam (Stadt) hat in einer Jugend- 
strafsache gegen einen 17jährigen Täter nicht nur Ver­
treter des Referats Jugendhilfe und den Lehrlings­
ausbilder in die Hauptverhandlung einbezogen, sondern

2 Szewczyk, „Vorschläge zu den Aufgaben des Arztes in der 
Strafrechtspflege“, NJ 1963 S. 239.

auch einen Vertreter der Hausgemeinschaft und ein 
Mitglied des Lehrlingskollektivs gehört. In einer der 
Hauptverhandlung vorausgegangenen Aussprache des 
Lehrlingskollektivs mit zwei Schöffen erklärte sich 
dieses bereit, im Falle des Ausspruchs einer bedingten 
Verurteilung den Täter ohne Vorurteile wieder aufzu­
nehmen und ihm zu helfen, eine richtige Einstellung 
zu seinen gesellschaftlichen Pflichten zu erreichen und 
den Lehrstoff nachzuholen. Eine Kontrolle der Wirk­
samkeit dieser Maßnahmen ergab, daß der verurteilte 
Jugendliche, der vordem wenig Interesse für seine 
Weiterbildung gezeigt hatte, mit Hilfe dieses jungen 
Kollektivs die Prüfungen in der Berufsschule bestand 
und seine Einstellung zur Ausbildung grundlegend ge­
ändert hat. Er hat sich von Jugendlichen losgesagt, die 
bislang einen negativen Einfluß auf ihn ausübten, und 
sich den Mitgliedern des Lehrlingskollektivs auch in 
der Freizeit angeschlossen. Ebenso hat sich sein Ver­
halten gegenüber seiner Mutter, das in der Vergangen­
heit nicht gut war, grundlegend geändert. Dem Kollek­
tiv ist es gelungen, dem Jugendlichen über die Er­
ziehung zu einem verantwortungsbewußten Verhalten 
gegenüber seinen beruflichen Pflichten auch ein rich­
tiges sittlich-moralisches Verhalten bewußt zu machen.

Zusammenarbeit mit Pädagogen
Aussprachen mit Vertretern der Referate Jugendhilfe 
zeigten, wie sich auch hier immer mehr die Erkenntnis 
durchsetzt, daß die Festlegung der wirksamsten er­
zieherischen Maßnahmen und eine wirkungsvolle vor­
beugende Tätigkeit eine engere Zusammenarbeit von 
Rechtspflegeorganen, Jugendhilfe, Psychiatern, Psycho­
logen und Pädagogen sowohl im Einzelfall als auch in 
grundsätzlicher Hinsicht verlangen. Es ist jedoch fest­
zustellen, daß insbesondere die Kenntnisse und Fähig­
keiten erfahrener Lehrer und Erzieher nicht genutzt 
werden. Nur in wenigen Fällen haben die Gerichte 
Pädagogen in das Strafverfahren einbezogen, um z. B. 
pädagogische Gesichtspunkte für die weitere Erziehung 
des Straffälligen im Arbeitskollektiv oder in der Schule 
zu berücksichtigen und die Werktätigen dadurch zu be­
fähigen, ihre erzieherischen Möglichkeiten besser zu 
erkennen und richtig einzusetzen.
Das Kreisgericht Luckenwalde zeigte in dieser Hinsicht 
eine gute Initiative. Im Einvernehmen mit den Organen 
der Volksbildung gewann es 30 Pädagogen als Jugend­
beistände. Dadurch, daß so viele Pädagogen an dieser 
Tätigkeit teilhaben, kann der einzelne Beistand den 
Entwicklungsweg des gestrauchelten Jugendlichen mit 
pädagogischem Verständnis lenken, den Arbeits- und 
Schulkollektiven Anleitung und Hilfe bei der Erfüllung 
der Erziehungsaufgaben geben und gegebenenfalls auf 
die konkrete Ausgestaltung der Bürgschaftserklärung 
des Kollektivs Einfluß nehmen. Gleichzeitig werden 
dadurch viele Lehrer befähigt, die Ursachen für Fehl­
entwicklungen Jugendlicher in den Schulen, außer­
schulischen Einrichtungen und Organisationen besser 
zu erkennen und ihnen rechtzeitig zu begegnen. Ein 
periodischer Erfahrungsaustausch soll zu konkreten 
Schlußfolgerungen für die örtlichen Organe der Staats­
macht und die gesellschaftlichen Organisationen führen. 
Die hier dargelegten Probleme erfordern nicht nur eine 
ständige schöpferische Arbeit aller Gerichte und die 
Überwindung alter, überholter Praktiken, sondern sie 
verlangen gebieterisch, der Entwicklung der Leitungs­
tätigkeit volle Aufmerksamkeit zu schenken. So hätte 
z. B. das Bezirksgericht Potsdam die Initiative des Kreis­
gerichts Luckenwalde aufgreifen, weiter verfolgen und 
gegebenenfalls verallgemeinern müssen. Ihm war be­
kannt, daß das Kreisgericht versucht, neue Wege in der 
Arbeit mit den Jugendbeiständen zu gehen, ohne daß 
das Bezirksgericht den Richtern dabei geholfen und 
Schlußfolgerungen gezogen hat.
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